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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.12.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Nationale Identitat

2019 setzten sich das Zentrum fiir Demokratie Aarau (ZDA) und die Tagespresse mit der
Frage auseinander, ob sich die Demokratie als Staatsform, sowohl in der Schweiz als
auch weltweit, in einer Krise befindet. Der Zustand der Demokratie wurde hierbei
jeweils unterschiedlich bewertet:

Im Feuilleton der NZZ ging man der Frage nach, ob wir uns in einem postfaktischen
Zeitalter befinden, in welchem die Wissenschaft an Geltung verloren habe, und ob als
Folge daraus ein «Ende der Demokratien» resultieren kénnte. Politik ohne Fakten, so
ein Argument der US-amerikanischen Philosophin Seyla Benhabib, wirde die fur
Demokratien essenzielle «Verstandigungsbereitschaft» der Bevolkerung und damit die
Diskursoffentlichkeit «torpedieren». Man kdénne tatséchlich annehmen, dass sich
solcherart Zustdnde mehren wdirden, blicke man etwa auf die Prasidenten Jair
Bolsonaro (BRA) oder Donald Trump (USA) als «militante oder habituelle
Antiintellektuelle», doch sei dies nur ein Teil des Ganzen, wie Elena Wilhelm von der
ZHAW in ihrem Kommentar entgegnete. Eine international durchgefiihrte Studie des
Meinungsforschungs- und Umfrageinstituts Gallup, welches jahrlich auch den World
Happiness Report veroffentlicht, habe namlich ergeben, dass 72 Prozent der
Bevolkerung der Wissenschaft noch immer vertraue, allerdings ofters auch ihren
Nutzen in Frage stelle - nur 41 Prozent der Befragten glaubten, dass die Wissenschaft
der Bevdlkerung zugutekomme. Der Glauben an Fakten sei folglich noch vorhanden.
Wichtig sei deshalb, dass die «Diskursgemeinschaften» gestarkt wirden, indem die
Wissenschaft wieder vermehrt Debatten anstosse und so einen Mehrwert fur
Diskussionen bote und dem «Postfaktischeln]» etwas entgegenhalten kénne.

Das ZDA fuhlte der Demokratie mit dem im Herbst erschienenen Buch «Brennpunkt
Demokratie» auf den Zahn. Ein Auszug des darin publizierten Artikels von Sarah Engler
und Daniel Kubler wurde auch in der Aargauer Zeitung veroffentlicht.

Historisch betrachtet habe es noch nie so viele Demokratien gegeben wie heute: Uber
60 Prozent aller Staaten seien Demokratien. Seit zehn Jahren sei aber eine Stagnation
dieser Zahl festzustellen, was «Pessimisten» gerne dazu verleite, von einem Niedergang
der Demokratie zu sprechen. Weltweit seien Bulrgerinnen und Blrger «zunehmend
unzufrieden und misstraultlen Parteien und Eliten», beispielsweise weil man sich
missverstanden fuhle oder Anliegen nicht ernstgenommen wuirden. Auf der anderen
Seite seien teilweise Personen an der Macht, welche demokratische Grundprinzipien
infrage stellten. Dies lege nahe, dass Populismus die Demokratie gefahrde, gleichzeitig
fihre der Einzug von Populisten in die Regierung «nicht automatisch zu
demokratischen Einbussen»; mit der SVP habe die Schweiz langst eine populistische
Partei in der Regierung, doch seien hier derart unterminierende Tendenzen nicht zu
beobachten.

Weitere Resultate, die auf den am ZDA entwickelten Demokratiebarometer
zuriuckgehen, zeigten auf, dass auch insgesamt in Europa kein genereller
«Qualitatsverfall der Demokratie» festzustellen sei. In einzelnen Staaten wie
Griechenland und Spanien sei aufgrund der dortigen Wirtschaftskrise oder in Italien
und Ungarn aufgrund der Einschrankung der Pressefreiheit aber ein deutlicher
Ruckgang demokratischer Parameter zu verzeichnen.

Ein letzter Aspekt wurde schliesslich zu Jahresende wiederum in der NZZ thematisiert:
Hass, Sexismus und Drohungen seien in der Politik und gegentiber Journalisten héaufiger
geworden. So sah sich Marionna Schlatter (gp, ZH) wéhrend ihrer Kandidatur fir den
Stédnderat mit Morddrohungen konfrontiert, Christoph Mérgeli und Roger Koppel (svp,
ZH) seien verbal attackiert und in einem Zircher Lokal mit Getrénken Uberschittet
worden.

Frauen gegentber, so die Soziologieprofessorin Katja Rost, sei der Hass vermehrt
sexistischer Natur und personlich gefarbt. Amtierende Politikerinnen seien sich daher
einig, dass dies junge Frauen vom Einstieg in die Politik abhalten kénnte, und Rost fugte
hinzu, dass Hass dazu fuhre, dass sich Frauen nicht mehr vorbehaltlos kontrovers
aussern kdnnten. Der Hass stelle aber insgesamt «eine Gefahr fur die Demokratie» dar
und treffe Politikerinnen und Politiker jedweder Gesinnung. Bei den «Hatern» handle
es sich zwar nur um einen «marginalen Teil der Gesellschaft» - dieser hatte aber einen
«extremen Effekt». Umso wichtiger, resimierte man in der Zeitung, sei es, dass man
dem Hass nicht kampflos das Feld Uberlasse und sich fir «Anstand in der politischen
Debatte» einsetze. '
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Image der Schweiz im Ausland

Die vom New Yorker Konsumentenforschungsinstitut GfK jahrlich durchgeflihrte Studie
zum Image von 50 Léndern weist die Schweiz auf Rang 8 aus. Das EDA bezeichnet
diesen Rang in Anbetracht der negativen Schlagzeilen zur UBS-Affare als
ausgezeichnetes Ergebnis. Als grosste Starken der Schweiz betrachtet die Studie das
Engagement fur die Umwelt, die Lebensqualitat und die Respektierung politischer
Rechte. Hingegen scheint das Image der Bevolkerung von einigen Landern eher negativ
beurteilt worden zu sein. In Deutschland, Frankreich, der Tiirkei und Agypten rutschte
dieser Indikator im Vergleich zum Vorjahr stark ab. Dies durfte auf die auch
international  stark  wahrgenommenen  Abstimmungsresultate - etwa  zur
Minarettinitiative - zurlckzufihren sein. Angefuhrt wird die Rangliste von den USA,
Deutschland und Frankreich. ?

In ihrem Jahresbericht stellte Prasenz Schweiz (PRS), welche ein Monitoring der
Wahrnehmung der Schweiz im Ausland zum Auftrag hat, fest, dass das Land Uber ein
gutes Image verflge. Diesen Befund stitzt PRS einerseits auf den Nation Brand Index,
der auf der Basis von Befragungen die Wahrnehmung von 50 Landern misst.
Andererseits analysiert PRS die Berichterstattung wichtiger auslandischer Leitmedien
Uber die Schweiz. Geméss dem Nation Brand Index belegt die Schweiz im
internationalen Image-Vergleich Rang 8. Am besten schneiden laut diesem Index die
USA, Deutschland und Grossbritannien ab. Gemessen werden unterschiedliche
Dimensionen, wobei die Schweiz in der Dimension Regierungskompetenz,
Respektierung der Blrgerrechte, Frieden- und Sicherheitspolitik, Umweltpolitik sowie
Lebensqualitat von allen Landern am besten beurteilt wird. Ein weniger gutes Image hat
die Schweiz hingegen hinsichtlich Kultur und Sport, der Dynamik der Stadte und dem
Angebot an historischen Attraktionen. Aber auch in diesen Bereichen ist sie in den
besten 20 Léandern klassiert.

In den internationalen Medien wurde insbesondere im Rahmen des FIFA-Skandals tber
die Schweiz berichtet. Einige Aufmerksamkeit erhielt die Eidgenossenschaft auch
aufgrund der Aufhebung des Euro-Mindestkurses. Wahrend sich ersteres laut PRS wohl
nicht negativ auf das Bild der Schweiz im Ausland auswirken werde, berge der starke
Franken Uber langere Zeit ein imageschédigendes Potenzial, da dieser in den Medien als
Schwachung des Wirtschaftsstandortes Schweiz kommentiert werde. Fur sportliche
Schlagzeilen sorgte Stan Wawrinka mit dem Sieg am French Open. Die Schweiz werde
als Tennis-Nation wahrgenommen, Uber die dusserst positiv berichtet werde. Die Politik
stand 2015 wesentlich weniger im Fokus der ausléndischen Medien; ganz im Gegensatz
zu 2014, wo Uber den Finanzplatz und die Abstimmung zur
Masseneinwanderungsinitiative sehr stark und eher negativ berichtet worden war.
Ausnahme bildeten 2015 die eidgendssischen Wahlen. Der Wahlsieg der SVP sei in den
internationalen Medien vorwiegend als Reaktion der Schweizer Wahlburgerinnen und
Wahlbirger auf die Flichtlingskrise interpretiert worden. *

Der von der Bank «Credit Suisse» in Auftrag gegebene Global Wealth Report 2020
befasste sich anlésslich der Corona-Pandemie dieses Jahr mit deren Auswirkungen auf
die weltweite Vermogensverteilung. Zusammenfassend hielt der Bericht fest, dass die
langfristigen Konsequenzen der Pandemie noch nicht berechnet werden kénnten und
ausfuhrliche Resultate diesbezulglich erst in der zweiten Jahreshalfte 2021 zu erwarten
seien. Einige Tendenzen zeichneten sich aber bereits ab: Einerseits gebe es
beispielsweise in den USA Anzeichen dafur, dass die gesamthafte
Vermodgensungleichheit innerhalb der Bevolkerung abgenommen habe. Andererseits
gebe es aber auch Anhaltspunkte, dass Geringvermdgende oder bezlglich Vermogen
vielerorts benachteiligte Bevodlkerungsgruppen wie Frauen, junge Erwachsene,
Minderheiten, Arbeitslose oder «geringqualifizierte» (low-skilled) Personen ebenso wie
Personen, welche in von der Pandemie besonders stark betroffenen Branchen (zum
Beispiel der Flugbranche) tétig seien respektive dort ihr Vermégen investierten,
finanziell starker von den Folgen des Coronavirus betroffen seien. Deren Vermdgen
habe sich also verringert. Letztlich fehlten laut des Reports aber noch handfeste
Zeugnisse, um Thesen bezlglich der Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die
Vermogensverteilung - etwa dass finanziell vermégende Personen weniger stark von der
Pandemie betroffen gewesen seien als finanziell geringvermdgende - zu belegen.

Des Weiteren kam der Schweiz wie bereits in vorangegangenen Jahren besondere
Aufmerksamkeit im Global Wealth Report zu: Wieder lag sie an der Spitze des Rankings,
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was hiess, das auch 2020 die Schweizerinnen und Schweizer, gemessen in US-Dollar,
Uber die hochsten Vermogen pro Kopf der Welt verflgten. Wegen zu geringer
Datenmenge nicht bericksichtigt wurden jedoch Liechtenstein und Monaco, fur die der
Bericht ein noch hoheres Vermdgen pro Kopf vermutete. Laut des Reports nahm das
durchschnittliche Vermégen der Schweizer Bevolkerung zwischen Januar und Juni
2020, also auch wahrend des coronabedingten Lockdowns, um 3.9 Prozentpunkte
gegenlber dem Vorjahr auf USD 598'400 zu. Fur das Gesamtjahr prognostizierten die
Autoren der Untersuchung fur die Schweiz gar ein Wachstum von 6.1 Prozentpunkten,
mit einem andauernden Wachstum im Jahr 2021.

Obwohl die Schweiz nur 0.1 Prozent der Weltbevdlkerung ausmache, verfugten 1.7
Prozent des reichsten Prozents der Weltbevolkerung Uber eine Schweizer
Staatsburgerschaft. Es werde zudem geschatzt, dass 2'730 Schweizerinnen und
Schweizer sogenannte UHNWI (Ultra High Net Worth Individuals) seien, das heisst
Privatpersonen mit einem Vermdgen von mindestens USD 30 Mio.

Die Studie wurde von Professorinnen und Professoren der University of Western
Ontario (CAN) und University of Manchester (UK) und einem Datenspezialisten der
Uruguay Central Bank flr die Credit Suisse erstellt. Wie auch im Vorjahr kam das
Ranking im Global Wealth Report des Versicherungskonzerns «Allianz» zu einem leicht
anderen Resultat: Hier lag die Schweiz erneut hinter den USA auf dem zweiten Platz. *

1) Ktbler, Glaser, Waldis (2019): Brennpunkt Demokratie. 10 Jahre Zentrum Demokratie Aarau; NZZ, 20.8., 11.9.19; AZ, 28.9.,
2.10.19; NZZ, 23.12., 28.12.19
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